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Das Parlamentarische Kontrollgremium (PKGr) ist für die 
Kontrolle der Geheimdienste des Bundes zuständig und über-
wacht den Bundesnachrichtendienst (BND), den Militärischen 
Abschirmdienst (MAD bzw. BAMAD) und das Bundesamt für 
Verfassungsschutz (BfV). Die Bundesregierung ist nach dem 
Kontrollgremiumgesetz dazu verpflichtet, das PKGr umfassend 
über die allgemeinen Tätigkeiten der Nachrichtendienste und 
über Vorgänge von besonderer Bedeutung zu unterrichten. Die 
Abgeordneten, die dem PKGr angehören, haben dadurch einen 
besonders privilegierten Zugang zu sensiblen Informationen, 
dürfen aber nicht bzw. nur bedingt über diese sprechen. 

Im Dezember 2020 veröffentlichte das PKGr seinen Bericht 
über „Erkenntnisse, Beiträge und Maßnahmen von Bundes-
amt für den Militärischen Abschirmdienst, Bundesamt für Ver-
fassungsschutz und Bundesnachrichtendienst zur Aufklärung 
möglicher rechtsextremistischer Netzwerke mit Bezügen zur 
Bundeswehr“.1 Dieser Bericht stellt den Geheimdiensten, ins-
besondere dem MAD, kein gutes Zeugnis aus. Grundlage des 

Berichts sind die Untersuchungen eines Ständigen Bevoll-
mächtigten des PKGr, der den Geheimdiensten „auf die Finger 
schaute“. 

Die Informationsstelle Militarisierung (IMI) hatte seit eini-
gen Jahren immer wieder über das Problem mit Neonazis in der 
Bundeswehr, besonders beim Kommando Spezialkräfte (KSK), 
berichtet. 2019 wurden in der IMI-Studie 2019/04b ausführli-
che Rechercheergebnisse über das Hannibal-Netzwerk veröf-
fentlicht. Seitens der Bundesregierung war jahrelang geleugnet 
worden, dass überhaupt ein Problem bestehe. Die gefährlichen 
rechten Netzwerke in den Sicherheitsbehörden wurden schlicht 
geleugnet, z.B. in der Antwort auf eine Kleine Anfrage2 2019: 
„Dem MAD liegen keine Erkenntnisse vor, dass im Umfeld des 
KSK rechtsterroristische Netzwerke existieren würden oder im 
Entstehen begriffen wären. [...] Die Bundesregierung hat keine 
Erkenntnisse über das angebliche Bestehen einer derartigen 
Gruppe.“ 

https://www.imi-online.de/download/IMI-Studie2019-4b-Hannibal-Web.pdf
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Im Bericht des PKGr, dem auch Vertreter*innen der Regie-
rungsparteien angehören, wird die Existenz solcher rechtsterro-
ristischen Netzwerke nun allerdings doch eingeräumt. So ist die 
Rede von einer „besorgniserregende[n] reale[n] und digitale[n] 
Vernetzung“. Es gebe „rechtsextreme organisierte Strukturen 
(Netzwerke) mit Bezügen zur Bundeswehr und anderen Sicher-
heitsbehörden“. Bei Polizei und Geheimdiensten in Bund und 
Ländern seien „eine Reihe von Beschäftigten mit rechtsextremis-
tischem – auch gewaltorientiertem – Gedankengut tätig“. Diese 
stünden „wenn auch nicht alle mit allen, so doch in verschie-
denen Kreisen in unterschiedlich intensiven Verbindungen zuei-
nander“. Kontakte zwischen den Teilbereichen des Netzwerks 
bestünden vor allem über die Administratoren der rechten Chat-
gruppen. Die Protagonisten des Netzwerks seien wegen ihrer 
ausgeprägten Waffenaffinität, ihrer beruflichen Erfahrung bei 
Spezialkräften der Bundeswehr, der Polizei und weiteren Behör-
den und ihrem privilegierten Zugang zu Waffen gefährlich. Der 
sorglose Umgang mit Waffen und Munition bei den Behörden 
hätte begünstigt, „dass Schusswaffen und Munition, die zu einem 
großen Teil aus den Beständen der Bundeswehr und sonstiger 
Spezialeinheiten der Polizeien stammen, für die Protagonisten 
unbemerkt zu entwenden waren.“ Eine Vielzahl der handelnden 
Personen in dem Netzwerk stünden in Kontakt zur Identitären 
Bewegung, dem „Flügel“ der AfD, der Jungen Alternative und 
rechtsextremen Burschenschaften. Außerdem begrüßt das PKGr, 
dass der Verein Uniter, der ebenfalls Teil des Netzwerks ist und 
militärtaktische Trainings angeboten hatte, nun vom BfV als 
Verdachtsfall eingestuft wurde, weil tatsächliche Anhaltspunkte 
für Bestrebungen gegen die freiheitliche demokratische Grund-
ordnung bestehen. Der Bericht resümiert mit der Feststellung, 
es seien viele Fälle zutage getreten, „in denen aktive und pen-
sionierte Angehörige von Sicherheitsbehörden […] im Dienst 
erworbene Fähigkeiten und sicherheitsrelevantes Spezialwissen 
in gewaltbereiten Zusammenschlüssen […] gegen die Interessen 
der Bundesrepublik Deutschland einsetzen.“ Insoweit deckt sich 
die Einschätzung des PKGr weitgehend mit den 2019 veröffent-
lichten Rechercheergebnissen der IMI. 

Die durchaus existenten Pläne, politische Gegner*innen an 
einem Tag X zu ermorden, werden im Bericht des PKGr jedoch 
nicht erwähnt; es gebe zudem „derzeit keine Beweise für eine 
‚Schattenarmee‘, die einen gewaltsamen Umsturz plant.“ Es ist 
lediglich davon die Rede, es seien „Listen von Personen des 
öffentlichen Lebens zu einem nicht bekannten Zweck“ ange-
fertigt worden. Der Zweck dieser Listen ist allerdings durchaus 
bekannt – z.B. aus den Vernehmungen des Nordkreuz-Mitglieds 
Horst S., der aussagte, die Personen auf den Listen sollten „weg“. 
Dafür habe es auch konkrete Planungen gegeben. Auch die Tat-
sache, dass bei Nordkreuz die Bestellung von 200 Leichensäcken 
und Ätzkalk geplant war, spricht in diesem Zusammenhang für 
sich.3 

Rolle der Geheimdienste

Die Bewertung der Arbeit der Geheimdienste in diesem Kom-
plex fällt allerdings wieder ähnlich aus wie in der IMI-Studie 
2019/04b. Die IMI hatte damals geschrieben: „[…] nicht nur der 
MAD ist mit in das Netzwerk verstrickt; auch die Verfassungs-
schutzbehörden in Baden-Württemberg und Bayern […]. Es 
tummeln sich also allerlei Geheimdienst-Mitarbeiter*innen um 
den Verein. Doch auch das könnte nur die Spitze des Eisbergs 
sein: UNITER bezeichnet sich selbst als Netzwerk für ‚SOF 
and Intelligence‘, also Spezialkräfte und Geheimdienste.“ Die 
Geheimdienste waren zudem auch an der jahrelangen Leugnung 
rechter Netzwerke in den Behörden beteiligt. Sie sind also nicht 

Teil der Lösung, sondern Teil des Problems. 
Das PKGr erkennt in seinem Bericht zumindest ein massi-

ves Versagen der Geheimdienste an: „Im Laufe der Untersu-
chung wurde deutlich, dass der BAMAD seine Aufgaben in der 
Bekämpfung des Rechtsextremismus und bei der Spionageab-
wehr der Bundeswehr nicht in hinreichendem Maße wahrgenom-
men hat. […] Der im Rahmen der Ermittlungen zutage getretene 
Informationsabfluss aus dem BAMAD an das KSK zeigt Mängel 
in der professionellen Distanz einzelner Beschäftigter bei der 
Aufgabenwahrnehmung.“ Wegen mangelnder Kooperation mit 
anderen Diensten und Strafverfolgungsbehörden komme es zu 
„Erkenntnislücken und Analysedefiziten, die auch Auswirkun-
gen auf die Beweisführung im Strafprozess haben können.“ In 
diesem Bereich habe auch das BfV versagt: Die Zusammenarbeit 
mit der Polizei und anderen Geheimdiensten sei „nicht befriedi-
gend und unzureichend abgestimmt“ gewesen. 

Konsequenzen? 

Es bleibt die Frage, welche Konsequenzen aus dem Befund gezo-
gen werden müssen, dass sich ein brandgefährliches rechtsterro-
ristisches Netzwerk in Bundeswehr, Polizei und Geheimdiensten 
bilden konnte. Die Empfehlungen des PKGr sind in dieser Frage 
nicht weitgehend genug bzw. werden dem Problem nicht gerecht. 
So wird neben eher begrüßenswerten Maßnahmen wie einer Ver-
schärfung des Waffenrechts auch empfohlen, die Geheimdienste 
weiter zu stärken und Speicherfristen zu verlängern, was das Pro-
blem nicht löst. 

Die Verfassungsschutzbehörden und der MAD müssen auf-
gelöst werden! Sie waren offensichtlich nicht in der Lage oder 
nicht willens, rechte Netzwerke mit Terrorplänen effizient zu 
bekämpfen oder die Regierung in dieser Thematik so zu bera-
ten, dass sie die Problematik ernst nimmt. Dies zeigte sich auch 
schon beim Nationalsozialistischen Untergrund (NSU), der jah-
relang trotz zahlreicher V-Leute im direkten Umfeld ungestört 
morden konnte, was bis heute nur mangelhaft aufgeklärt wurde. 
Auch hier versagten MAD und Verfassungsschutz oder – noch 
schlimmer – sie behinderten die Aufklärung sogar. Es lassen sich 
in der Vergangenheit noch mehr ähnliche Fälle finden. Aus ihrem 
eigenen Versagen bzw. Fehlverhalten gehen die Geheimdienste 
immer wieder gestärkt hervor – nur um dann wenige Jahre später 
erneut zu „versagen“. Hier scheint ein strukturelles Problem vor-
zuherrschen. Dieses kann nur durch die Auflösung dieser Behör-
den gelöst werden – Reformen ändern nichts an den Ursachen 
für den momentanen Zustand, wie z.B. den NS-Kontinuitäten der 
betreffenden Behörden. Dies betrifft im Übrigen auch die Polizei 
und die Bundeswehr. 

Wichtig ist jetzt, dass schonungslos aufgeklärt wird und 
rechte Netzwerke unschädlich gemacht werden. Der vollstän-
dige Bericht des Ständigen Bevollmächtigten des PKGr ist als 
geheime Verschlusssache eingestuft, sodass nicht einmal die 
Abgeordneten im Verteidigungsausschuss oder Innenausschuss 
des Bundestags diesen lesen dürfen. Transparenz sieht anders 
aus. Auch von den Waffendepots des Hannibal-Netzwerks wurde 
nur ein Bruchteil gefunden und fast alle Beteiligten sind aktu-
ell auf freiem Fuß – es besteht also immer noch ein erhebliches 
Gefahrenpotenzial. Hier muss – insbesondere nach den Erkennt-
nissen des PKGr – endlich das gesamte Netzwerk als Ganzes in 
den Blick genommen und die Mär der vielen „Einzeltäter“ auf-
gegeben werden. Nur dann kann die Gefahr, die vom Hannibal-
Netzwerk ausgeht, nachhaltig gebannt werden.   

https://www.imi-online.de/download/IMI-Studie2019-4b-Hannibal-Web.pdf
https://www.imi-online.de/download/IMI-Studie2019-4b-Hannibal-Web.pdf
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Prozess gegen KSK-Soldat

Dafür könnte es allerdings auch bereits zu spät sein. Momentan 
läuft in Leipzig der Prozess gegen den ehemaligen rechtsextre-
men KSK-Soldaten Philipp Sch., in dessen Garten im Sommer 
2020 ein gewaltiges Waffendepot mit Waffen und Sprengstoff 
aus Bundeswehrbeständen ausgehoben wurde. Angeklagt ist er 
nur wegen dieser Verstöße gegen das Waffengesetz bzw. Spreng-
stoffgesetz. Der Prozess wird damit voraussichtlich leider nicht 
aufklären, wofür die Waffen gedacht waren. Ebenso wird die 
Frage ungeklärt bleiben, inwiefern Philipp Sch. sich in das 
Hannibal-Netzwerks einfügt. Ermittler*innen fanden auf seinem 
Telefon die Nummern von Polizisten, die zu Nordkreuz gehören.4 
Die meisten KSK-Soldaten, die Teil des Hannibal-Netzwerks 
waren, kannte Sch. aus der gemeinsamen Zeit in der 2. Einsatz-
kompanie des KSK. Die Indizien, die dafür sprechen, dass Sch. 
mit diesen Personen Tag-X-Pläne schmiedete bzw. Terroran-
schläge plante, sind erdrückend. Um dies aber abschließend auf-
zuklären, hätte jedoch nicht nur (wie bei fast allen Protagonisten 
des Netzwerks) wegen der Waffen und des Sprengstoffs ermittelt 
werden müssen, sondern wegen der Bildung bzw. Unterstützung 
einer terroristischen Vereinigung. Dies scheint aber seitens des 
Staates so nicht gewollt, weil dann womöglich noch unangeneh-
mere Wahrheiten ans Licht kommen könnten. 
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Die Informationsstelle Militarisierung (IMI) ist ein eingetrage-
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sich durch Spenden und Mitglieds-, bzw. Förderbeiträge, die es 
uns ermöglichen, unsere Publikationen kostenlos im Internet 
zur Verfügung zu stellen. Wenn Sie Interesse an der Arbeit der 
Informationsstelle oder Fragen zum Verein haben, nehmen Sie 
bitte Kontakt zu uns auf. Nähere Informationen wie auch Sie 
IMI unterstützen können, erfahren Sie auf unserer Homepage 
(www.imi-online.de), per Brief, Mail oder Telefon in unserem 
Büro in Tübingen. 
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AntiMilitarismus 
braucht Analysen, 
IMI braucht euch!
Dieser Wegweiser zeigte 2017 am Tag der Bundeswehr in 

Dornstadt in die Richtungen der zahlreichen, aktuellen Aus-
landseinsätze der Bundeswehr. 
Die Informationsstelle Militarisierung (IMI) versucht mit all 

den Einsätzen sowie den Militariserungsprozessen im Inneren, 
Migrationsbekämpfung, militärischen Landschaften, Rekru-
tierungsmaßnahmen, Rüstungshaushalten und vielen weiteren 
Themen Schritt zu halten. 
Um dazu fähig zu sein und das erstellte Material grundsätz-

lich online kostenlos zur Verfügung stellen und in Printform 
zum Selbstkostenpreis abgeben zu können, sind wir auf Spen-
den und Mitgliedschaften angewiesen, die steuerlich absetzbar 
sind.
Daher bitten wir alle, die sich finanziell dazu in der Lage 

sehen, uns für das kommende Jahr mit einer Spende zu unter-
stützen oder auch Menschen im Bekanntenkreis über eine 
mögliche IMI-Mitgliedschaft zu informieren.

IMI-Spendenkonto Kreissparkasse Tübingen:
IBAN: DE64 6415 0020 0001 6628 32
BIC: SOLADES1TUB

Mitgliedsformulare finden sich hier: 
www.imi-online.de/mitglied-werden

Jede Form der Unterstützung ist sehr willkommen! 


